
Münchner Merkur Nr. 39 | Freitag, 15. Februar 20132 Politik Telefon (089) 53 06-410
politik@merkur-online.de
Telefax: (089) 53 06-86 57
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Die Bundesregierung will Schluss machen mit der Abzo-
cke der Stromkunden durch Subventionsjäger: Die satten
Renditen der Solar- und Windparkbetreiber für das Ein-
speisen von teurem Ökostrom sollen gekürzt, von der
Öko-Umlage befreite energieintensive Unternehmen zur
Kasse gebeten werden. Auch die FDP, die ehrgeizigere
Pläne verfolgte und richtigerweise nur noch Kleinstanla-
gen privater Solarstromerzeuger fördern wollte, statt die
Subventionsindustrie zu mästen, schwenkte zuletzt auf
den Kompromisskurs von Umweltminister Altmaier ein.
Alles gut, alles richtig.Nur:Warumkommt Schwarz-Gelb
erst jetzt damit um die Ecke, wo nach dem Niedersach-
sen-Fiasko ihre Mehrheit zur Durchsetzung dieser Pläne
futsch ist? Im Bundesrat werden Union und FDP heute
ein Waterloo erleben.

Das Strom-Manöver zum Ende der Legislaturperiode er-
innert fatal an die Steuer-Havarie zu Beginn der schwarz-
gelben Regierungszeit: Damals wollte Merkels Bündnis
die Bürger von der kalten Progression befreien, also den
schleichenden Steuererhöhungen, die sogar dann zu-
schlagen, wenn die Löhne preisbereinigt überhaupt nicht
steigen. Dummerweise wartete manmit der guten Tat, bis
die Linke nach derNRW-Wahl eine Veto-Mehrheit in der
Länderkammer hatte. Auch jetzt werden sich SPD und
Grüne hüten, der Kanzlerin kurz vor der Wahl einen Er-
folg zu bescheren. Dafür ist ihnen kein Unsinn zu hane-
büchen. Die Warnung vor einem „Anschlag auf die Ener-
giewende“ gehört ja schon zur rot-grünen Folklore. Dabei
haltenSPDundGrünenur ihre schützendeHandüberdie
mit ihren Gefolgsleuten durchsetzte Öko-Industrie.

Es ist dieseAls-ob-Politik, die viele Bürger abstößt undoft
genug auch von den Wahlurnen fernhält: Schwarz-Gelb
täuschtHandeln vor, schiebt den anderen denSchwarzen
Peter zu, demonstriert aber in Wahrheit nur, dass die
Kanzlerin eine lahme Ente geworden ist – und Rot-Grün
bemüht tausendAusflüchte, umMerkel nicht dieHandzu
einer Strompreisbremse reichen zumüssen.DieDummen
sinddieBürger, für dieEnergie baldunbezahlbarwird. Sie
sind die Einzigen, die in diesemLand keine Lobby haben.
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Strom: Parteien verkaufen Bürger für dumm

Als-ob-Politik
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Niedersachsens Kindern soll es künftig besser gehen,
und deshalb will die neue rot-grüne Landesregierung
das Sitzenbleiben verbieten. Klingt nach Entspannung:
kein Notenstress, keine Panik wegen nicht gelernter Vo-
kabeln, kein Ärger mit den Eltern – die Schule als Ku-
schelecke lustvollen Lernens.

Das Problem ist nur: Lernen ist Mühsal. Für manche
mehr, für manche weniger. Und im Leben nach der
Schule ist Leistung angesagt. Bekanntermaßen klagen
viele Lehrbetriebe schon heute über die mangelnden Fä-
higkeiten ihrer Azubis. Sprich: Hier muss nachgeholt
werden, was in der Schule versäumt wurde und was mit
zunehmendem Alter gewiss nicht leichter wird.

Natürlich kann man über die Effizienz einer wiederhol-
ten Klasse streiten, diese Diskussion wird ja schon seit
Jahrzehnten geführt. Sicher ist alles, was Sitzenbleiben
vermeidet, ein Gewinn. Förderung muss zielgerichtet
und vor einer drohenden Anhäufung von Fünfen anset-
zen. Alles richtig. Nur, wie soll man einem Schüler, der
Lernen verweigert, klarmachen, was das für Folgen hat?
Leistungsuntergrenzen abzuschaffen bedeutet auch,
Leistung nicht mehr zu honorieren. Das kann aber nicht
das Ziel von Bildung sein.

Nur noch kuschelig
Kein Sitzenbleiben mehr in Niedersachsen

Na klar, der deutsche Verbraucher, der immer nur „billig,
billig“ will, ist selbst schuld, wenn ihm Pferde-Lasagne
vorgesetzt wird. Mit Verlaub, auch diese Erklärung ist
reichlich billig. Hunderttausende schieben sich tagtäglich
schnellmal einTiefkühlgericht indenOfen,weil sieweder
Zeit noch Geld noch Lust haben, um aufwendig zu ko-
chen und dabei womöglich auch noch auf Spitzenqualität
aus der Region zu achten. Warum auch nicht?

DerPferdefleisch-Skandalbetrifftschließlichnichtirgend-
welche dubiosen Hinterhofhändler, sondern die Creme
derdeutschenSupermarktketten.BeiTengelmann,Edeka
&Co. fühlt sich nunwirklich niemand zuMisstrauen ver-
pflichtet. Es wird auch niemand für ein paar Euro Premi-
um-Qualitäterwarten.WennaberEtikettundInhaltnichts
miteinander zu tun haben, dann ist das schlicht Betrug.
Und es kann nicht Aufgabe des Kunden sein, detektivisch
der Herkunft seiner Lebensmittel nachzuforschen.

Offensichtlich ist doch: Wenn sensible Nahrungsmittel
auf verschlungenen Pfaden durch zahllose Hände vaga-
bundieren, dann steigt mit jeder Schaltstelle die Wahr-
scheinlichkeit von Manipulationen. Die Handelsketten
selbst sind,Gesetzhinoderher, inderPflicht, dieWege ih-
rer Produkte übersichtlich und transparent zu halten und
gegenüber dem Kunden zu dokumentieren. Damit der
entscheiden kann,wovon er besser die Finger lässt. DNA-
Tests für Lasagne jedenfalls sind vor diesem Hintergrund
ein groteskes Zeichen der Hilflosigkeit.

Pferdefleischskandal erreicht Bayern

Reichlich billig
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Teamwork ZEICHNUNG: TOMICEK

len die nächsten Meilensteine
folgen, derMannmöchte in die
Geschichtsbücher eingehen.“

BADISCHE NEUESTE NACHR.

zu Frankreich/Homo-Ehe:
„Die Gegner der Homo-Ehe
kämpfen weiter. Sie hoffen auf
ein Referendum oder wollen
(...) Reformen verhindern, wie
die künstliche Befruchtung für
homosexuelle Paare und die
Leihmutterschaft.DieseFragen
verdienen eine Debatte, die
überdieKarikaturhinausgeht.“

LA CROIX, PARIS

zu Nordkorea/Atom:
„Peking unterstützt Nordko-
rea nur widerwillig, deshalb
kann China auch zu einer Lö-
sung des Problems beitragen.
Der jüngste Atomtest Nordko-
reas ist ein politischer Test für
die chinesische Regierung.“

LE MONDE, PARIS

zu Obama/US-Etat:
„Die Absage an ernsthafte
Sparbemühungen bedeutet,
dass die USA amEnde der Ära
Obama mit einem doppelt so
hohen Schuldenberg belastet
sein werden wie 2007. Dass
der Präsident glaubt, diese
Zeitbombe ignorieren zu kön-
nen, ist ein schlechtes Omen.“

NEUE ZÜRCHER ZEITUNG

„Die Aussichten stehen güns-
tig, denn es sind Anzeichen ei-
ner Erholung erkennbar. Frag-
lich ist aber, ob das Parlament
dieserPolitik folgenwird.Oba-
ma dürfte sich in seiner zwei-
ten Amtszeit jedoch kämpferi-
scher zeigen als bisher.“

EL PERIODICO, BARCELONA

„Obama erhöht den Druck.
Seine Wiederwahl stärkte sein
Selbstbewusstsein, dem Kraft-
akt derGesundheitsreform sol-

PRESSESTIMMEN ................................................................................

Die Bundesregierung
unterstützt den Plan

Der Gemeindetag
will klagen

„CDU und CSU hätten im De-
zember dagegenhalten müs-
sen.“ Doch das ist nicht ge-
schehen.
Treibende Kraft in den Vor-

verhandlungen waren die Li-
beralen, die sich gegen den
Koalitonspartner durchsetz-
ten. Der wirtschaftspolitische
Sprecher der CSU-Landes-
gruppe im Bundestag, Georg
Nüßlein, schimpfte nach dem
Beschluss in einer Sitzung En-
de März 2012 kräftig: „Die
FDP-Kollegen lesen in der Be-
gründung der Kommission
nur ,mehr Wettbewerb‘ und
schreien Hurra.“ Nüßlein sag-
te auch, dass man die Richt-
linie für überflüssig und kon-
traproduktiv halte. Und doch
schloss man sich der Haltung
der FDP an. Die ließ übrigens
auch die Bitte des Parteikolle-
gen Martin Zeil unbeein-
druckt abtropfen: Das bayeri-
sche Wirtschaftsministerium
hatte gefordert, die Wasserver-
sorgung doch bitte aus der
Richtlinie herauszunehmen.
Nach dem EU-Beschluss

Ende Januar war der öffentli-
che Aufschrei groß. Bayerns

Innenminister Joachim Herr-
mann (CSU) schnappte sich
am Rande der Sicherkeitskon-
ferenz in München EU-Kom-
missar Barnier – und forderte
nach eigenen Angaben „nach-
drücklich, dass die Trinkwas-
serversorgung aus dem An-
wendungsbereich der Richtli-
nie herausgenommen wird“.
Auf bayerische Initiative hin
beschäftigt sich auch der Bun-
desrat, der die EU-Kommissi-
on wegen der Richtlinie schon
vor einem Jahr gerügt hatte,
erneut mit dem Thema: Ges-
tern sprach sich der vorbera-
tende Innenausschuss ein-
stimmig für die Herausnahme
des Trinkwassers aus – aller-
dings sitzt in dem Gremium
auch kein einziger FDP-Ver-
treter. Heute berät sich der
EU-Ausschuss des Bundes-
rats: Der Beamte, der Bayerns
Europaministerin Emilia Mül-
ler (CSU) vertritt, wird eben-
falls für die Ausnahme stim-
men. Die beiden Empfehlun-
gen werden dem Bundesrat
am 1. März vorgelegt – mögli-
cherweise ändern sie die Posi-
tion, mit der die Bundesregie-
rung künftig in Brüssel ver-
handelt.
Markus Ferber, Vorsitzen-

der der CSU-Europagruppe,
sagt: „Die Bundesregierung
hat keine Möglichkeit mehr,
das aufzuhalten.“ Nur im Eu-
ropäischen Parlament könne
die Richtlinie noch verhindert
werden. Das sieht EU-Experte
Weidenfeld anders (siehe In-
terview). Sollte die Richtlinie
beschlossen werden, hat der
Bayerische Gemeindetag eine
Klage vor dem Europäischen
Gerichtshof angekündigt.

Die EU will den Wettbe-
werb bei der Trinkwas-
serversorgung fördern –
mit Unterstützung der
Bundesregierung. Geg-
ner warnen vor einer Pri-
vatisierung. Jetzt soll der
Bundesrat einschreiten.

VON CARINA LECHNER

Brüssel/München – Ist die
bayerische Trinkwasserversor-
gung bald in der Hand von
Konzernen? Seit der Binnen-
marktausschuss des Europäi-
schen Parlaments kürzlich ei-
ne Richtlinie durchgewunken
hat, die einige kommunale
Wasserversorger zu Aus-
schreibungen verpflichtet,
geistert das Schreckgespenst
herum. In Bayern schimpfen
sich Politiker aller Parteien die
Seele aus dem Leib, und CSU-
Minister fordern ein Eingrei-
fen der Bundesregierung. Aber
warum wurde die Notbremse
nicht früher gezogen? Mög-
lichkeiten gab es offenbar.
Doch von Anfang an.

EU-Binnenmarkt-Kommis-
sar Michel Barnier, ein Fran-
zose, will die Vergabe von
Konzessionen für den Wettbe-
werb öffnen – auch beim
Trinkwasser. Die Folge wäre,
dass kommunale Wasserver-
sorger, diemehr als 20 Prozent
des Umsatzes außerhalb ihres
Gebietes erzielen, die Dienst-
leistung ausschreiben müss-
ten. Die Münchner Stadtwer-
ke zum Beispiel wären betrof-
fen, könnten die Pflicht aber
umgehen, indem sie die Was-
serversorgung in ein extra Un-
ternehmen ausgliedern.
In Deutschland findet die-

ser Plan wenig Anhänger:
„Brüssel muss nicht alles regu-
lieren“, sagt zum Beispiel
Bundesverbraucherministerin
Ilse Aigner (CSU). Deshalb sei
die Union dagegen. Und doch
unterstützt die Bundesregie-
rung Barnier bislang – auch
mit den Stimmen von CSU
und CDU. Der EU-Ministerrat
gab am 10. Dezember 2012
grünes Licht. Das zuständige
FDP-geführte Bundeswirt-
schaftsministerium hatte den
„stellvertretenden Ständigen
Vertreter Deutschlands bei
der Europäischen Union in
Brüssel“, so der sperrige Titel
des Beamten Guido Peruzzo,
in die Sitzung geschickt. Die-
ser stimmte für die Richtlinie –
so stand es auf dem Sprechzet-
tel, den man ihm in die Hand
gedrückt hatte. Der bayerische
Grünen-Abgeordnete Martin
Runge, der schon 2008 mit ei-
nem Dringlichkeitsantrag im
Landtag vor einer Einmi-
schung der EU-Kommission
in die kommunale Daseins-
vorsorge gewarnt hat, sagt:

Privates Trinkwasser: Später Aufschrei
JETZT SCHALTET SICH AUCH DER BUNDESRAT EIN ............................................................................................................................................................................................

Sicheres Trinkwasser aus der Leitung: Gegner einer Privatisierung fürchten, dass gewinn-
orientierte Konzerne an Instandhaltung und damit an der Qualität sparen würden. DPA

- Die Kommission ist bis-
lang eindeutig für die Libe-
ralisierung.

Ja, aber durch diese Bürger-
initiative können die Gegner
den Kampf mit einer neuen,
guten Begründung wieder
aufnehmen. Entschieden ist
noch nichts – die öffentliche
Aufmerksamkeit bringt mehr
Gewicht in das Machtspiel.
Man muss es der Kommission
einfach unmöglich machen,
das Anliegen der Bürgerini-
tiative abzulehnen.

- Auch, um der EU-Ver-
drossenheit der Bürger
entgegenzuwirken?

Ja. Wenn ich im Ministerrat
sitzen würde, würde ich das
unbedingt aufgreifen, damit
die Unterstützer sich ernst
genommen fühlen. Der
Machtmoloch EU distanziert
sich immer weiter vom Bür-
ger. Das ist ein bürgernahes
Thema. Hier kann man die
Distanz überwinden! Hier
hat der Bürger gesprochen!

Interview: Carina Lechner

der Liberalisierungsagenda
zu streichen.

Ja. Das wäre ein historischer
und spektakulärer Vorgang
– so etwas gab es noch nie.
Das Instrument gibt es erst
seit dem 1. April 2012.

- Die Initiative hatte
gestern schon 1,1 Millio-
nen Unterschriften. Sie
könnte tatsächlich erfolg-
reich sein – wie würde sie
die Politik beeinflussen?

Erfüllt sie alle formalen Vo-
raussetzungen, hat die EU-
Kommission zwei Möglichkei-
ten: Entweder sie übernimmt
die Forderungen, oder sie
muss ganz genau begründen,
warum sie das nicht tut.

Professor Werner Weiden-
feld ist am Münchner Ge-
schwister-Scholl-Institut für
Politikwissenschaft Experte
für die Europäische Union.
Wir sprachen mit ihm über
Möglichkeiten, die Liberali-
sierung der Trinkwasserver-
sorgung zu stoppen.

- Professor Weidenfeld,
kann die Bundesregierung
die umstrittene EU-Richtli-
nie jetzt noch verhindern?

Aber sicher. Die Bundesre-
gierung kann gegen alles
vorgehen, solange eine EU-
Richtlinie nicht von allen un-
terschrieben ist. Es macht auf
jeden Fall Sinn, die Bundesre-
gierung zur Intervention auf-
zufordern. Eine Alternative
wäre, die Mehrheiten im Par-
lament zu mobilisieren – das
muss schließlich auch noch
zustimmen.

- Oder man baut auf die
Bürgerinitiative „Right2wa-
ter“. Sie fordert die EU und
ihre Mitgliedsstaaten auf,
die Wasserwirtschaft von
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„Das wäre ein spektakulärer Vorgang“

Werner Weidenfeld


